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160. Bundesgesetz: Verteilungsgesetz Niederlande
1 6 1 . Bundesgesetz: Qualitätsklassengesetz
162. Bundesgesetz: Berggesetznovelle 1967
163. Ergänzungen und Abänderungen der Satzung der Europäischen Gesellschaft für die chemische

Aufarbeitung bestrahlter Kernbrennstoffe (EUROCHEMIC)

1 6 0 . Bundesgesetz vom 12. April 1967,
mit dem von den Niederlanden zur Ver-
fügung gestellte Mittel verteilt werden (Ver-

teilungsgesetz Niederlande)

Der Nationalrat hat beschlossen:

I. Anspruch

§ 1. (1) Gegenstand dieses Bundesgesetzes ist
die Regelung der Verteilung des Gesamtbetrages
von S 12,286.920'80 für 1,750.000 Holland-
gulden, die vom Königreich der Niederlande im
Jahre 1959 der Republik Österreich zur Ver-
fügung gestellt worden sind.

(2) Der Gesamtbetrag ist zur Regelung der
von der Republik Österreich vertretenen An-
sprüche bestimmt, die aus Vermögensverlusten
infolge der Sequestrierung auf Grund der Feind-
gesetzgebung im Gebiet des Königreiches der
Niederlande entstanden sind.

§ 2. (1) Entschädigung ist für Verluste zu ge-
währen, die nach der Beschlagnahme, insbeson-
dere infolge der Verwaltung durch das Neder-
landse Beheersinstituut, österreichischen physi-
schen oder juristischen Personen entstanden sind.

(2) Nicht zu entschädigen sind Verluste von
Personen,

a) die am 27. April 1945 die japanische oder
deutsche Staatsangehörigkeit besessen ha-
ben,

b) die vor dem 31. August 1951 in den Nie-
derlanden durch ein Gericht rechtskräftig
zu Vermögensverfall verurteilt worden
sind.

§ 3. (1) Eine österreichische physische Person
im Sinne dieses Bundesgesetzes ist jede physische
Person, die sowohl am 30. September 1959 als
auch am Tage des Inkrafttretens dieses Bundes-
gesetzes die österreichische Staatsbürgerschaft be-
sessen hat. Ist eine physische Person zwischen
dem 30. September 1959 und dem Inkrafttreten

dieses Bundesgesetzes verstorben und hat sie so-
wohl am 30. September 1959 als auch im Zeit-
punkt ihres Todes die österreichische Staatsbür-
gerschaft besessen oder ist eine physische Person
vor dem 30. September 1959 verstorben und hat
sie im Zeitpunkt ihres Todes die österreichische
Staatsbürgerschaft besessen, so ist die Entschädi-
gung Rechtsnachfolgern von Todes wegen nach
ihren Anteilen in der Rechtsnachfolge zu ge-
währen. Hat der Rechtsnachfolger eine auslän-
dische Staatsangehörigkeit, so ist ihm die Ent-
schädigung nur zu gewähren, wenn er nachweist,
daß ihm für den seinen Anspruch begründenden
Verlust eine Entschädigung seitens des König-
reiches der Niederlande oder seines Heimat-
staates nicht zusteht.

(2) Eine österreichische juristische Person im
Sinne dieses Bundesgesetzes ist jede juristische
Person, die sowohl am 30. September 1959 als
auch am Tage des Inkrafttretens dieses Bundes-
gesetzes ihren Sitz im Gebiet der Republik
Österreich gehabt hat. Ist eine juristische Person
vor dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes
aufgelöst worden, die am 30. September 1959
ihren Sitz im Gebiet der Republik Österreich
gehabt hat, so ist Entschädigung den zivilrecht-
lich nach der aufgelösten juristischen Person Be-
rechtigten nach ihrem Anspruch aus der Liqui-
dation zu gewähren.

(3) Österreichischen juristischen Personen, wel-
che zum 27. April 1945 eine japanische oder
deutsche Kapitalsbeteiligung von 25% oder
mehr aufweisen, ist eine Entschädigung nach
diesem Bundesgesetz nur für denjenigen Hun-
dertsatz zu gewähren, der einer nichtjapanischen
oder nichtdeutschen Kapitalsbeteiligung ent-
spricht. Sofern eine japanische oder deutsche Ka-
pitalsbeteiligung infolge der in Österreich im
Zusammenhang mit der nationalsozialistischen
Machtübernahme entstandenen Zwangsverhält-
nisse entstanden ist, wird diese Kapitalsbeteili-
gung nicht als deutsch oder japanisch betrachtet.

20 97



1138 39. Stück — Ausgegeben am 17. Mai 1967 — Nr. 160

(4) Betrifft der Verlust eine Personengesell-
schaft, so ist die Entschädigung österreichischen
physischen oder juristischen Personen entspre-
chend ihrer am 30. September 1959 bestandenen
Beteiligung an der Personengesellschaft zu ge-
währen. Ist eine Personengesellschaft zwischen
dem 30. September 1959 und dem Inkrafttreten
dieses Bundesgesetzes aufgelöst worden, so sind
die nach der aufgelösten Personengesellschaft Be-
rechtigten nach ihrem Anspruch aus der Liqui-
dation zu entschädigen, wenn sie am 30. Septem-
ber 1959 österreichische physische oder juristische
Personen gewesen sind.

§ 4. (1) Vermögensverluste, für die vom Bun-
desministerium für Finanzen vor Inkrafttreten
dieses Bundesgesetzes unter Berufung auf die
vom Königreich der Niederlande zur Verfügung
gestellten Mittel Zahlung gegen Abgabe einer
Entfertigungserklärung seitens des Entschädi-
gungswerbers erbracht worden ist, sind abschlie-
ßend geregelt.

(2) Ausgenommen sind diejenigen durch Ent-
fertigung geregelten Verluste, für welche die vor
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes geleistete
Zahlung geringer als die auf Grund dieses Bun-
desgesetzes zu gewährende Entschädigung ist.

§ 5. Die nach Abzug der bisherigen Zahlungen
des Bundesministeriums für Finanzen vom Ge-
samtbetrag verbliebenen Mittel von S 5,529.334
sind nach den Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes zu verteilen.

II. Ermittlung des Verlustes

§ 6. Zur Ermittlung der Höhe des Verlustes
ist ausschließlich von den Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes auszugehen.

§ 7. (1) Der Hollandgulden ist in der Weise
in Schilling umzurechnen, daß einem Holland-
gulden ein Betrag von S 6'83 entspricht.

(2) Der als Verlust ermittelte Betrag ist auf
einen ganzen Schillingbetrag aufzurunden.

§ 8. (1) Zur Ermittlung der Höhe des Ver-
lustes ist von der Abrechnung des Nederlandse
Beheersinstituut auszugehen.

(2) Ist vom Nederlandse Beheersinstituut man-
gels Freigabe eine Abrechnung abgelehnt oder
aus anderen Gründen nicht vorgenommen wor-
den, so ist der Verlust gemäß den §§ 12 bis 15
zu ermitteln.

§ 9. Ist vom Nederlandse Beheersinstituut nur
noch ein Liquidationserlös ausgewiesen worden,
so sind die seit Beginn der Verwaltung ange-
lasteten Verwaltungskosten als Verlust zu be-
rücksichtigen.

§ 10. Ist im Zuge der Abrechnung vom Neder-
landse Beheersinstituut für das Vermögen oder
für einen wesentlichen Bestandteil desselben ein
Wert angenommen oder angegeben worden, der

höher ist als der durch die Liquidierung ent-
standene Roherlös, so ist der Unterschied als
Verlust zu berücksichtigen, soweit nicht vom Ge-
schädigten selbst eingegangene bezügliche Ver-
pflichtungen vom Wert abzuziehen sind.

§ 11. Ist die Einrichtung von Betrieben jeg-
licher Art in der Abrechnung des Nederlandse
Beheersinstituut nicht angeführt worden, weil der
Betrieb vom Nederlandse Beheersinstituut nicht,
tatsächlich in Verwaltung genommen worden ist,
so ist für die Einrichtung ein Pauschalsatz von
3000 Hollandgulden anzusetzen.

§ 12. Bei rechtzeitig zur Wertpapierbereini-
gung in den Niederlanden angemeldeten Aktien
an der Algemeene Kunstzyde Unie N. V. Arnhem
(AKU) und bei AKU-Hinterlegungszertifikaten
ist vom Nennwert des einzelnen Titels auszu-
gehen.

§ 13. Sind Vermögenswerte vom Geschädigten
vor dem 1. April 1941 oder nach diesem Zeit-
punkt ohne Reichsmark-Transfer erworben oder
vom Geschädigten dementsprechende Leistungen
erbracht worden, so ist der Ermittlung des Ver-
lustes zugrunde zu legen:

a) bei anderen als im § 12 genannten Aktien
oder bei sonstigen Wertpapieren der Nenn-
wert des einzelnen Titels;

b) bei Forderungen, Guthaben oder abgenom-
menem Bargeld das aushaftende Kapital;

c) bei Betrieben das bilanzmäßige Reinver-
mögen;

d) bei sonstigen Vermögenswerten der zum
31. August 1951 nach den Wert- und
Preisverhältnissen in den Niederlanden an-
zunehmende Verkehrswert.

§ 14. Sind Vermögenswerte von Geschädigten
nach dem 1. April 1941 in den Niederlanden
mittels Reichsmark-Transfer erworben oder vom
Geschädigten dementsprechende Leistungen er-
bracht worden, so ist derjenige Betrag in Schil-
ling anzunehmen, der sich ergibt, wenn der zum
seinerzeitigen Erwerb verwendete Reichsmark-
Betrag im Verhältnis 1:1 in österreichische
Schilling umgerechnet wird. Für die Zeit vom
1. Mai 1945 bis zum Monat der Abrechnung,
längstens jedoch bis zum 30. April 1960 sind
5°/o Zinsen für das Jahr von dem auf Schilling
umgerechneten Betrag hinzuzurechnen.

§ 15. (1) Für folgende Fahrnisse gelten Pau-
schalsätze:
Einrichtung eines Zimmers . 600 Hollandgulden,
Einrichtung einer Küche . . . 300 Hollandgulden,
Einrichtung eines Kabinetts. 300 Hollandgulden,
Einrichtung eines Bade-

zimmers 150 Hollandgulden,
Einrichtung eines Vor-

zimmers 75 Hollandgulden,
Bekleidung und Wäsche . . . 100 Hollandgulden,
Sonstiges Gerät des Haushalts 100 Hollandgulden.



39. Stück — Ausgegeben am 17. Mai 1967 — Nr. 160 1139

(2) Die Pauschalsätze stehen auch dann zu,
wenn der Verlust der ganzen Einrichtung glaub-
haft gemacht werden kann, obwohl nur der Ver-
lust einzelner Gegenstände erwiesen ist.

(3) Bei Verlust einzelner Einrichtungsgegen-
stände ist der Verlust nach der Liste der Anlage
zum Kriegs- und Verfolgungssachschädengesetz,
BGBl. Nr. 127/1958, zu ermitteln. Jeder Punkt
laut Liste ist mit 0'40 Hollandgulden anzusetzen.
Der Pauschalsatz für Bekleidung und Wäsche ist
auch dann voll zu leisten, wenn nur die Inan-
spruchnahme einzelner Gegenstände erwiesen ist.

III. Verteilung

§ 16. Zur Verteilung der im § 5 genannten
Mittel ist die gemäß dem Bundesgesetz vom
18. März 1964, BGBl. Nr. 129, errichtete Bun-
desvertretungskommission berufen.

§ 17. (1) Zur Erfassung der Entschädigungs-
werber hat das Bundesministerium für Finanzen
unverzüglich nach Inkrafttreten dieses Bundes-
gesetzes einen Aufruf im „Amtsblatt zur Wiener
Zeitung" zu verlautbaren.

(2) Die Frist, innerhalb deren ein Anspruch
bei sonstigem Ausschluß von der Geltend-
machung anzumelden ist, beträgt sechs Monate
vom Tag der Verlautbarung des Aufrufes.

(3) Die Anmeldungen sind schriftlich bei der
Finanzlandesdirektion für Wien, Niederöster-
reich und Burgenland in Wien einzureichen. Die
Anmeldung hat den vollen Namen, das Ge-
burtsdatum und den Geburtsort, die Anschrift
und den Zeitpunkt des Erwerbes der österrei-
chischen Staatsbürgerschaft des Anmelders (Name
und Sitz der juristischen Person) — bei Anmel-
dung durch Rechtsnachfolger von Todes wegen
auch die Angaben über die Person des Geschädig-
ten — und schließlich die entsprechend belegte
Darlegung des Verlustes zu enthalten.

(4) Ist der Verlust bereits in einer früheren
Anmeldung gegenüber dem Bundesministerium
für Finanzen dargetan worden, so genügt es, auf
diese Anmeldung Bezug zu nehmen.

(5) Die Finanzlandesdirektion hat die Anmel-
dungen in tatsächlicher und rechtlicher Hinsicht
zu prüfen; sie ist berechtigt, zur Klärung des
Sachverhaltes erforderliche ergänzende Angaben
oder Beweismittel zu verlangen. Die Finanz-
landesdirektion kann die etwa notwendigen Er-
hebungen auch durch ersuchte oder beauftragte
Verwaltungsbehörden vornehmen lassen.

(6) Solange der Verteilungsplan noch nicht in
Kraft getreten ist, hat die Bundesverteilungs-
kommission Nachsicht von der Wirkung der
Versäumung der Anmeldefrist zu bewilligen,
wenn in einer früheren Anmeldung der Verlust
gegenüber dem Bundesministerium für Finanzen

dargetan worden oder der Verlust ausdrück-
lich Gegenstand der zwischenstaatlichen Ver-
handlungen mit dem Königreich der Niederlande
gewesen ist. Der Bundesverteilungskommission
steht in diesem Fall sogleich die Entscheidung
über den Anspruch und die Feststellung des
diesen Anspruch begründenden Verlustes zu.

§ 18. (1) Hält die Finanzlandesdirektion den
Anspruch des Anmelders für gegeben, so hat sie
ihm einen Vorschlag zur Stellung eines einver-
nehmlichen Antrages auf Entscheidung der Bun-
desverteilungskommission über den Anspruch
und zur Feststellung des den Anspruch begrün-
denden Verlustes zu machen. Die Zustimmung
des Anmelders zu einem solchen Vorschlag ist
von der Finanzlandesdirektion mit den Akten
ohne Verzug der Bundesverteilungskommission
vorzulegen.

(2) Wird innerhalb von neun Monaten nach
Eingang der Anmeldung von der Finanzlandes-
direktion kein Vorschlag gemäß Abs. 1 gemacht
oder kommt innerhalb dieser Frist ein einver-
nehmlicher Antrag nicht zustande, so hat die
Finanzlandesdirektion die Akten mit einem An-
trag auf Entscheidung der Bundesverteilungs-
kommission vorzulegen.

(3) Ein Vorschlag oder ein einvernehmlicher
Antrag hinsichtlich einzelner Vermögenswerte
ist zulässig.

§ 19. (1) Ein Feststellungssenat der Bundes-
verteilungskommission hat auf Grund der Be-
stimmungen dieses Bundesgesetzes über den An-
spruch des Anmelders zu entscheiden und den
diesen Anspruch begründenden Verlust festzu-
stellen.

(2) Die dem Anmelder zugestellten Entschei-
dungen der Bundesverteilungskommission ge-
mäß Abs. 1 sind gegenüber jedem Anmelder
wirksam.

(3) Der für den einzelnen Entschädigungs-
werber festgestellte Verlust ist in den Vertei-
lungsplan aufzunehmen.

§ 20. (1) Sobald die Entscheidung gemäß § 19
bei allen als fristgerecht zu behandelnden An-
meldungen vorliegt, ist vom Verteilungssenat
der Verteilungsplan zu erstellen.

(2) Übersteigt die Summe der festgestellten
Verluste die vorhandenen Mittel, so ergibt sich
die Verteilungsquote aus der Teilung dieser Mit-
tel durch die Summe der festgestellten Verluste;
in einem solchen Fall sind die festgestellten
Verluste nur mit dem der Verteilungsquote ent-
sprechenden Teilbetrag zu entschädigen. Ob und
inwieweit darüber hinaus eine weitere Ent-
schädigung gebührt, bleibt der Regelung durch
ein besonderes Bundesgesetz vorbehalten.

(3) Übersteigen jedoch die vorhandenen Mitte!
die Summe der festgestellten Verluste, so ist
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auf diesen Umstand zwar im Verteilungsplan
hinzuweisen, der Rest jedoch nicht zu ver-
teilen.

(4) Der vom Verteilungssenat erstellte Ver-
teilungsplan ist von der Bundesverteilungs-
kommission als Verordnung im „Amtsblatt zur
Wiener Zeitung" kundzumachen. Die Verord-
nung tritt am Tage der Kundmachung in Kraft.
Die Verordnung hat die Mittel, die Summe der
Verluste, eine Verteilungsquote oder den Rest
anzuführen.

§ 21. (1) Auf Grund des Verteilungsplanes hat
der Feststellungssenat, der im Einzelfall über
Anspruch und Verlust entschieden hat, gemäß
dem Ergebnis des Verteilungsplanes die Ent-
schädigung festzusetzen und auf Leistung zu
erkennen.

(2) Die Leistungsfrist beträgt sechs Wochen.
Sie beginnt mit dem Tage der Zustellung der
Entscheidung an die Finanzlandesdirektion.

§ 22. Sind Leistungen auf Grund des Bundes-
gesetzes vom 13. Juni 1962, BGBl. Nr. 177,
über die Entschädigung von Umsiedlern und
Vertriebenen (Umsiedler- und Vertriebenen-
Entschädigungsgesetz; UVEG.) für dieselben
Sachen erbracht worden, für deren Verlust eine
Entschädigung auf Grund der Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes zuerkannt wird, so sind
diese Leistungen auf Grund des UVEG. bei der
Zuerkennung der Entschädigung anzurechnen.
Wird die Entschädigung zuerkannt, bevor Lei-
stungen auf Grund des UVEG. für dieselben
Sachen erbracht wurden, so stehen die Leistun-
gen auf Grund des UVEG. nur insoweit 2u, als
sie die Entschädigung übersteigen.

§ 23. Mittel laut § 5, die

a) auf Grund einer Anrechnung gemäß § 22,
b) durch Abzug von Obersetzungskosten ge-

mäß § 24,
c) nach Inkrafttreten des Verteilungsplanes

infolge Verzichts,

d) infolge des Todes des Entschädigungs-
werbers aus Mangel an einem Anspruchs-
berechtigten nach Inkrafttreten des Ver-
teilungsplanes

nicht verwendet werden, sind vorläufig nicht
zu verteilen.

IV. Weitere Bestimmungen

§ 24. (1) Entschädigungen, die auf Grund der
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes gewährt
werden, bilden keine steuerpflichtigen Ein-
nahmen.

(2) Im Falle der Gewährung einer Entschädi-
gung an Rechtsnachfolger von Todes wegen
bleibt die Verpflichtung zur Entrichtung der im

Zusammenhang mit dem Erwerb von Todes
wegen und mit der Durchführung des Ver-
lassenschaftsverfahrens entstehenden Ausgaben
mit der Maßgabe unberührt, daß alle für die
Verjährung der Erbschaftssteuer jeweils maß-
geblichen Fristen mit dem Inkrafttreten dieses
Bundesgesetzes zu laufen beginnen.

(3) Die durch die Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes unmittelbar veranlaßten Schrif-
ten, Amtshandlungen und Rechtsgeschäfte sind
von den Gerichts-, Stempel- und Rechtsge-
bühren sowie von den Bundesverwaltungab-
gaben befreit.

(4) Kosten für Übersetzungen, die dem Bund
im einzelnen Falle erwachsen, sind, soweit sie im
Interesse des Entschädigungswerbers liegen, bei
der Zuerkennung der. Entschädigung jeweils in
Abzug zu bringen. Dieser Abzug darf im
Einzelfall 3 vom Hundert der Entschädigung
nicht übersteigen.

§ 25. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes ist, soweit in den folgenden Absätzen
nichts anderes bestimmt ist, das Bundesministe-
rium für Finanzen betraut.

(2) Mit der Vollziehung des § 16 ist das
Bundesministerium für Finanzen und, soweit
er sich auf Richter bezieht, das Bundesministe-
rium für Justiz im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium für Finanzen betraut.

(3) Mit der Vollziehung des § 24 ist das
Bundesministerium für Finanzen, soweit es sich
um die Befreiung von Bundesverwaltungsabga-
ben handelt, das Bundeskanzleramt, und soweit
es sich um die Befreiung von Gerichtsgebühren
handelt, das Bundesministerium für Justiz
betraut.

Jonas
Klaus Schmitz Klecatsky

1 6 1 . Bundesgesetz vom 12. April 1967
über die Einführung von Qualitätsklassen
für landwirtschaftliche Erzeugnisse (Quali-

tätsklassengesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:

I. Allgemeine Bestimmungen

§ 1. B e g r i f f s b e s t i m m u n g e n

(1) Qualitätsklassen im Sinne dieses Bundes-
gesetzes (im nachfolgenden kurz auch Klassen
genannt) sind bestimmte, nach dem Grade der
Qualität abgestufte und für jede Stufe zu einer
Einheit zusammengefaßte Gruppen von Quali-
tätsnormen, denen landwirtschaftliche Erzeug-
nisse entsprechen müssen, damit sie unter einer
bestimmten Bezeichnung in Verkehr gebracht
werden dürfen.
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(2) Ein Inverkehrbringen im Sinne dieses
Bundesgesetzes ist das Feilbieten, das Verkaufen
oder jedes sonstige erwerbsmäßige Oberlassen
einer Ware an andere.

(3) Unter landwirtschaftlichen Erzeugnissen im
Sinne dieses Bundesgesetzes sind die in der An-
lage angeführten Erzeugnisse zu verstehen. Sie
werden, wenn sie dazu bestimmt sind, in Ver-
kehr gebracht zu werden, kurz auch Erzeugnisse
oder Waren genannt.

(4) Qualitätsnormen im Sinne dieses Bundes-
gesetzes sind Vorschriften über die Beschaffen-
heit und Größenstufe landwirtschaftlicher Er-
zeugnisse. Als Qualitätsnormen im Sinne dieses
Bundesgesetzes gelten auch die Vorschriften über
die Verpackung und Kennzeichnung.

(5) Eine Verpackungseinheit (Packstück) im
Sinne dieses Bundesgesetzes ist die durch ein
Verpackungsmittel (wie Korb, Kiste, Steige) oder
eine sonstige Umschließung oder durch ein Be-
förderungsmittel erfaßte Menge von Waren, die
sich für die Beurteilung nach den Qualitäts-
normen als Einheit darstellt.

II. Qualitätsklassen und Qualitätsnormen

§ 2. E i n f ü h r u n g v o n Q u a l i t ä t s -
k l a s s e n

(1) Das Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft hat im Einvernehmen mit den
Bundesministerien für soziale Verwaltung und
für Handel, Gewerbe und Industrie durch Ver-
ordnung nach Maßgabe der Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes Qualitätsklassen einzuführen und
die hiezu erforderlichen näheren Regelungen zu
treffen, wenn durch die Einführung von Quali-
tätsklassen und der damit verbundenen Standar-
disierung auf Grundlage eines lauteren Wett-
bewerbes dieser zugunsten der Qualitätserzeug-
nisse günstig beeinflußt wird, und zwar

a) beim inländischen Erzeuger durch Erhö-
hung des Anreizes zur Erzeugung wett-
bewerbsfähiger Qualitätserzeugnisse,

b) beim Handel durch Erleichterung des
Warenverkehrs zwischen den einzelnen
Handelsstufen,

c) beim Verbraucher durch Erleichterung der
Auswahl des günstigen Angebotes oder

d) bei Erzeugnissen inländischen Ursprungs
überdies durch Erleichterung des Wett-
bewerbes mit ausländischen Waren, sei es
im Inlande oder im Auslande.

(2) Vor Erlassung einer Verordnung im Sinne
des Abs. 1 sind die Präsidentenkonferenz der
Landwirtschaftskammern Österreichs, die Bun-
deskammer der gewerblichen Wirtschaft und der
Österreichische Arbeiterkammertag zu hören.

§3. Ausnahmen von der Geltung
der Verordnungen

(1) Von der Geltung der Verordnungen im
Sinne des § 2 Abs. 1 sind, soweit nicht Abs. 3
anderes vorsieht, ausgenommen: Erzeugnisse, die

a) vom Erzeuger unmittelbar von seinem Be-
trieb aus an einen Verbraucher abgegeben
werden (Abhof-Verkauf),

b) vom Erzeuger an Lagerungsstellen oder
Sortierungs- und Verpackungsstellen eines
Handelsbetriebes oder einer Absatzeinrich-
tung der Erzeuger,

c) von den Lagerungsstellen an die Sortie-
rungs- und Verpackungsstellen oder

d) ah Betriebe, in denen eine wesentliche Ver-
änderung der Ware vorgenommen werden
soll (Verarbeitungsbetriebe), abgegeben
werden.

(2) Ein Abhof-Verkauf im Sinne des Abs. 1
lit. a liegt nicht vor, wenn der Erzeuger die Er-
zeugnisse im Umherziehen oder auf Märkten in
Verkehr bringt.

(3) Die Geltung der Verordnungen ist jedoch
auch auf Erzeugnisse auszudehnen, die nach
Abs. 1 in Verkehr gebracht werden, wenn nach
den Grundsätzen des § 2 Abs. 1 die Einführung
der Qualitätsnormen auch für diese Erzeugnisse
erforderlich erscheint oder Verpflichtungen aus
zwischenstaatlichen Vereinbarungen nachgekom-
men werden soll.

(4) Werden Erzeugnisse, die zum Verarbeiten
im Sinne des Abs! 1 lit. d bestimmt sind, einge-
führt, so müssen sie von Unterlagen begleitet
sein, denen diese Bestimmung entnommen wer-
den kann.

§ 4. A n z a h l u n d B e z e i c h n u n g d e r
K l a s s e n

(1) Die Klassen sind je Erzeugnis unter Be-
rücksichtigung dessen natürlicher Beschaffenheit
in solcher Anzahl festzulegen, daß den Quali-
tätsabstufungen, soweit diese für den Markt-
verkehr bedeutsam und für die Beurteilung der
Ware erforderlich sind, Rechnung getragen wird.

(2) Die Regelung kann
a) durch die in der Verordnung vorgesehenen

Qualitätsklassen ein bestimmtes Erzeugnis
zur Gänze erfassen oder

b) sich darauf beschränken, anzuordnen, daß
nur für bestimmte, qualitätsmäßig abge-
grenzte Gruppen eines Erzeugnisses Klassen
eingeführt werden.

(3) Wird ein bestimmtes Erzeugnis durch die
eingeführten Klassen nur zum Teil erfaßt (Abs. 2
lit b), so kann in Anwendung der Grundsätze
des § 2 Abs. 1 durch Verordnung ferner ange-
ordnet werden, daß Erzeugnisse dieser Art, wenn



1142 39. Stück — Ausgegeben am 17. Mai 1967 — Nr. 161

sie auch den Qualitätsnormen der untersten
Qualitätsklasse nicht entsprechen, nur zum
Zweck« der Verarbeitung oder, wenn sie auch
hiefür nicht geeignet sind, überhaupt nicht in
Verkehr gebracht werden dürfen.

(4) Bei Festlegung der Bezeichnungen der
Klassen hat die qualitätsmäßig höchststehende
Stufe die Bezeichnung „Klasse Extra", die weite-
ren Klassen haben die Bezeichnungen „Klasse I",
„Klasse II" usw. zu führen. Die Bezeichnung der
Klassen kann auch mit „Klasse I" beginnen. Das
Wort „Klasse" kann entfallen, wenn über den
Charakter als Bezeichnung der Klasse kein Irr-
tum entstehen kann. An Stelle des Wortes
„Extra" oder der römischen Ziffern können die
Buchstaben „E", „A", „B", „C" usw. treten.
Wird nur eine Klasse eingeführt, kann als Be-
zeichnung eine Wortverbindung mit „Standard"
vorgeschrieben werden. Eignen sich die Erzeug-
nisse einer bestimmten Klasse vorzugsweise für
eine bestimmte Verwendung, so kann in der Be-
zeichnung auf diese hingewiesen werden.

(5) Die Klassen sind unterzuteilen, wenn dies
zur Kennzeichnung besonderer Merkmale zweck-
mäßig ist. Die zusätzliche Bezeichnung ist so zu
wählen, daß im geschäftlichen Verkehr jedwede
Verwechslung mit einer anderen Klasse ausge-
schlossen ist.

§ 5. B e s c h a f f e n h e i t s n o r m e n

Die Normen für die Beschaffenheit der Er-
zeugnisse einer Klasse sind unter Bedachtnahme
auf die Art des Erzeugnisses und die Art und
Weise seiner Verwendung so festzusetzen, daß

a) insbesondere solche Beschaffenheitsmerk-
male der Erzeugnisse erfaßt werden, die
für den Durchschnittskäufer nicht einfach
oder gar nicht erkennbar sind,

b) wahrheitswidrige Anpreisungen verhindert
werden,

c) die Erzeugnisse in einer genau umschrie-
benen Güte oder in einer bestimmten Auf-
machung, die die Beschaffenheit günstig
beeinflussen kann, angeboten werden kön-
nen oder

d) durch die Auswahl tunlichst einheitlicher,
für den Handelsverkehr bedeutsamer Güte-
merkmale der Handelsverkehr, selbst über
größere Entfernungen, erleichtert wird.

§ 6. G r ö ß e n s t u f e n

(1) Bei Erzeugnissen, bei denen die Größe (Ab-
messungen oder Gewicht) der Einzelstücke als
Gütemerkmal zu werten ist, sind für die einzel-
nen Klassen Größenstufen vorzuschreiben, wenn
dies nach fachlichen Gesichtspunkten erforder-
lich ist.

(2) Als Maß für die Einstufung nach der
Größe kann, je nach der Zweckmäßigkeit, fest-
gelegt werden:

a) die Anzahl der Einzelstücke in einer be-
stimmten Gewichtseinheit oder in einem
bestimmten Verpackungstyp oder

b) der Größenbereich nach Durchmesser, Um-
fang, Länge, Breite oder Gewicht, der eine
bestimmte Qualitätsklasse oder eine Reihe
von Klassen bilden soll.

§ 7. T o l e r a n z e n

(1) In einer Verpackungseinheit müssen die
darin enthaltenen Erzeugnisse derselben Klasse
und, wenn Größenstufen vorgeschrieben werden,
derselben Größenstufe angehören.

(2) Abweichungen von den Vorschriften des
Abs. 1 sind nur so weit zulässig, als sie trotz
sorgfältiger und fachmännisch einwandfreier
Arbeitsweise bei der Einreihung in die Klasse
oder Größenstufe unter Berücksichtigung des
Gesichtspunktes der Wirtschaftlichkeit technisch
unvermeidbar sind (Toleranzen).

(3) Die Höchstgrenzen der Toleranzen, ausge-
drückt in einem bestimmten Hundertsatz oder
durch Angabe der Stückanzahl, sind durch Ver-
ordnung festzulegen. Sind für mehrere Merk-
male Toleranzen festzulegen, so ist erforder-
lichenfalls auch eine Gesamttoleranz, in der die
einzelnen Toleranzen zusammengefaßt werden,
vorzusehen.

§ 8. V e r p a c k u n g

(1) Für die Verpackung sind die Normen unter
Bedachtnahme auf die Eigenart der Erzeugnisse
so festzusetzen, daß

a) eine weitestgehende Vereinheitlichung der
Umschließungen erreicht wird,

b) eine Täuschung des Käufers verhindert
wird,

c) das Verpackungsmaterial auf die Haltbar-
keit und Stapelfähigkeit der Ware nicht
von ungünstigem Einfluß ist oder

d) die Ware so geschützt wird, daß sie den
normalen, während des Transportes und
der Lagerung auftretenden Beanspruchun-
gen standhält.

(2) Durch Verordnung kann eine lose Ver-
packung zugelassen werden, wenn sie für das
betreffende Erzeugnis handelsüblich ist und die
Wettbewerbsverhältnisse nicht ungünstig beein-
flußt werden. Diese Bestimmung gilt nicht für
die „Klasse Extra".

(3) Von der Vorschreibung einer Verpackung
ist abzusehen, wenn diese infolge der Größe der
Ware oder aus anderen Gründen der Beschaffen-
heit untunlich ist und die Ware nach der handels-
üblichen Herrichtung auch ohne Verpackung für
die Beurteilung nach den Qualitätsnormen eine
Einheit bildet.
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§ 9. K e n n z e i c h n u n g

(1) Jede Verpackungseinheit muß unter Ver-
wendung eines Zettels entsprechender Größe, der
die in den Abs. 2 bis 4 vorgesehenen Angaben
in deutlicher und unlöschbarer Schrift enthalten
muß, gekennzeichnet sein. Die Zettel sind so
anzubringen, daß sie für jedermann auffällig
sichtbar sind. Die Verwendung eines besonderen
Zettels kann entfallen, wenn die Angaben an
der Verpackung selbst gut sichtbar angebracht
•werden.

(2) Der Zettel hat jedenfalls die Qualitäts-
klasse in einer Beschriftung, die vor den anderen
Angaben hervortritt, anzuführen.

(3) Ferner kann angeordnet werden, daß zur
Kennzeichnung der Ware noch weitere Angaben
anzuführen sind, die über bestimmte Beschaffen-
heitsmerkmale, die Herkunft oder den Ursprung
Auskunft geben oder zur Identifizierung der
Ware erforderlich sind. Solche Angaben sind:
Warenart, Sorte, Art und Weise sowie der Be-
trieb der Sortierung, Bezugsquelle, Absender,
Verpacker und ähnliches.

(4) Es kann auch die Ersichtlichmachung der
Menge des Erzeugnisses in der Verpackungsein-
heit angeordnet werden. In diesem Falle ist bei
Erzeugnissen, die infolge ihrer natürlichen Be-
schaffenheit während des Aufbewahrens in Ge-
wicht oder Maß in der Regel Einbuße erleiden,
die statthafte Fehlergrenze festzusetzen.

(5) Ist bei Stückwaren der Betrieb der Ge-
winnung, Sortierung oder Verpackung anzugeben
und die Angabe des vollen Namens des Betriebes
untunlich, so ist anzuordnen, daß die Angabe
über den Betrieb durch eine Kennummer zu
ersetzen ist. Zur Kennzeichnung dürfen nur
Kennummern verwendet werden, die der Landes-
hauptmann dem Betrieb zuzuteilen hat. Die
Kennummer hat aus dem Anfangsbuchstaben
oder den Anfangsbuchstaben des Namens des
Bundeslandes und aus der dem Betrieb zuge-
teilten Nummer zu bestehen.

(6) Bei Waren ohne Verpackung (§ 8 Abs. 3)
ist die Kennzeichnung, soweit dies technisch
möglich ist, auf der Ware selbst anzubringen.

§ 10. A b g a b e a n d e n V e r b r a u c h e r
i n k l e i n e n M e n g e n

(1) Ist es nach der Natur des Erzeugnisses mit
dem Schutze des Käufers vereinbar, so kann
durch Verordnung gestattet werden, daß Waren
auch ohne die vorgeschriebene Verpackung oder
ohne Kennzeichnung abgegeben werden dürfen,
wenn die Ware

a) aus Behältnissen, die vorschriftsmäßig ge-
kennzeichnet sind, sei es nach deren Öffnen
in Anwesenheit des Käufers oder aus be-
reits geöffneten Packungen,

b) in einer Menge, die kleiner als der Inhalt
des jeweiligen Originalgebindes ist, und

c) unmittelbar an Verbraucher
abgegeben wird.

(2) Durch Verordnung kann angeordnet wer-
den, daß unverpackte Waren (§ 8 Abs. 3) auch
ohne Kennzeichnung abgegeben werden können,
wenn sie unmittelbar an den Verbraucher abge-
geben werden und zu diesem Zwecke zugerichtet
sind.

III. Qualitätskontrolle

A. Ein- und Ausfuhrkontrolle

§ 11. Q u a l i t ä t s k o n t r o l l e b e i d e r
E i n - u n d A u s f u h r

(1) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
sind auch auf Waren anzuwenden, die eingeführt
und in den freien Verkehr nach § 61 des Zoll-
gesetzes 1955, BGBl. Nr. 129, überführt werden.

(2) Waren unterliegen nach Maßgabe des Abs. 3
der Qualitätskontrolle anläßlich der Einfuhr (im
nachfolgenden kurz Einfuhrkontrolle genannt)
und nach Maßgabe des Abs. 4 auch anläßlich der
Ausfuhr (Ausfuhrkontrolle).

(3) Der Einfuhrkontrolle unterliegen Waren,
soweit für sie Qualitätsklassen eingeführt sind.
Sind nur für Gruppen von Waren Qualitätsklas-
sen eingeführt (§ 4 Abs. 2 lit. b), so unterliegen
Waren dieser Gruppe der Kontrolle nur dann,
wenn sie im Sinne des § 9 gekennzeichnet sind.
Der Einfuhrkontrolle unterliegen nicht:

a) Erzeugnisse, die zum Verarbeiten bestimmt
sind und diese Bestimmung den Unter-
lagen entnommen werden kann,

b) Waren, wie Reisegut, für die nach den Be-
stimmungen der §§ 29 bis 40 des Zollge-
setzes 1955 Zollfreiheit gewährt wird.

(4) Waren unterliegen der Ausfuhrkontrolle
nur, soweit für sie Qualitätsklassen eingeführt
sind und die Ausfuhrkontrolle durch Verord-
nung angeordnet wird. Sie ist anzuordnen, wenn
ein Staat die Einfuhr von Waren nur unter der
Voraussetzung zuläßt, daß die Ware von einer
Ausfuhrbescheinigung (§ 18) begleitet ist. Die
Ausfuhrkontrolle ist jedoch auch dann durchzu-
führen, wenn sie zwar nicht angeordnet worden
ist, der Inhaber des ausführenden Betriebes diese
jedoch beantragt.

(5) Durch Verordnung kann, wenn dadurch
die Einfuhrkontrolle beschleunigt werden kann,
angeordnet werden, daß auch Waren, die zum
Vormerkverkehr nach dem Zollgesetz 1955 ab-
gefertigt werden, der Einfuhrkontrolle unter-
liegen.
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§ 12. K o n t r o l l o r g a n e

(1) Das Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft hat anläßlich der Ein- und Aus-
fuhr die Einhaltung der Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes und der hiezu ergangenen Ver-
ordnungen zu überwachen.

(2) Das Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft hat sich zur Überwachung im
Sinne des Abs. 1 fachlich befähigter Organe
(Abs. 3) zu bedienen (Kontrollorgane) und ins-
besondere diese, soweit Erhebungen an Ort und
Stelle der Untersuchung von Waren erforderlich
sind, zu diesem Zwecke zu entsenden. Sie sind
in der notwendigen Anzahl zu bestellen.

(3) Fachlich befähigt im Sinne des Abs. 2 sind
Personen, die

A. a) mindestens eine berufsbildende mitt-
lere Schule der entsprechenden Fach-
richtung absolviert haben,

b) als nach den Bestimmungen des Le-
bensmittelgesetzes 1951, BGBl. Nr. 239,
bestellte Aufsichtsorgane tätig sind,

c) als Kontrollorgane im Sinne des § 9 des
Pflanzenschutzgesetzes, BGBl. Nr. 124/
1948, tätig sind oder

d) sonst eine Betätigung in der Dauer von
mindestens zwei Jahren ausgeübt ha-
ben, die erwarten läßt, daß sie die ent-
sprechenden Kenntnisse und Fertig-
keiten in der Warenkunde erworben
haben und

B. den erfolgreichen Besuch eines vom Bun-
desministerium für Land- und Forstwirt-
schaft veranstalteten Lehrkurses nach-
weisen können, in dem die für eine Kon-
trolle erforderlichen Rechts- und Waren-
kenntnisse vermittelt werden.

(4) Die Befugnisse der im Abs. 3 A. lit. b ge-
nannten Organe, die ihnen nach dem Lebens-
mittelgesetz 1951 zustehen, bleiben unberührt.

(5) Die Kontrollorgane sind im Rahmen des
erteilten Auftrages verpflichtet, diejenigen Amts-
handlungen vorzunehmen, die ihnen auf Grund
dieses Bundesgesetzes übertragen sind.

(6) Soweit die Kontrollorgane auf Grund die-
ses Bundesgesetzes Verfügungen treffen, ent-
scheiden sie als Organe des Bundesministeriums
für Land- und Forstwirtschaft.

(7) Das Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft hat die Namen der Kontroll-
organe, ihren sachlichen und örtlichen Wirkungs-
bereich und Sitz sowie jede Änderung darin im
„Amtsblatt zur Wiener Zeitung" zu verlaut-
baren.

(8) Das Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft hat den Kontrollorganen eine
Ausweisurkunde auszustellen. Vor der Ausstel-

lung dieser Urkunde hat das Kontrollorgan zu
geloben, daß es seine Pflichten getreu erfüllen
wird.

§ 13. E i n f u h r k o n t r o l l e

(1) Durch die Einfuhrkontrolle ist festzustel-
len, ob die einzuführenden Waren den Vor-
schriften dieses Bundesgesetzes oder den auf
Grund dieses Bundesgesetzes ergangenen Ver-
ordnungen entsprechen. Die Einfuhr von Waren,
die diesen Vorschriften nicht entsprechen, ist,
soweit § 17 Abs. 5 und 6 nicht anderes vorsieht,
unzulässig.

(2) Nähere Bestimmungen über die Einfuhr-
kontrolle sind durch Verordnung zu erlassen.
Hiebei ist auf Verpflichtungen aus zwischen-
staatlichen Vereinbarungen und darauf Bedacht
zu nehmen, daß die Flüssigkeit des Verkehres
nur im notwendigsten Umfang beeinträchtigt
werde. Insbesondere kann angeordnet werden,
daß

a) die Zollbehörde oder der gemäß dem Zoll-
gesetz 1955 Verfügungsberechtigte das Ein-
langen der Waren, die der Einfuhrkon-
trolle unterliegen, an der Grenze oder an
dem Ort der Zollabfertigung dem Kon-
trollorgan anzuzeigen hat,

b) die Einfuhr im Straßen- und Schiffsverkehr
nur über bestimmte Einfuhrstellen zulässig
ist,

c) die Kontrolle am Ort der zollamtlichen
Abfertigung oder, wenn sie mit Kontrolles
auf Grund anderer gesetzlicher Bestim-
mungen an der Grenze verbunden werden
kann, an dieser durchzuführen ist,

d) mit Bewilligung des Bundesministeriums
für Land- und Forstwirtschaft die Waren
erst nach der zollamtlichen Abfertigung an
ihrem ersten Bestimmungsort im Inlande
zur Durchführung der Kontrolle zu stel-
len sind. Die Bewilligung ist zu erteilen,
wenn Gründe der Zweckmäßigkeit dafür
sprechen und Mißbrauch nicht zu erwarten
ist. Die Bewilligung ist an die zur Siche-
rung einer wirksamen Kontrolle erforder-
lichen Bedingungen zu knüpfen. Sie ist zu
widerrufen, wenn diesen Bedingungen
nicht entsprochen wird.

§ 14. K o n t r o l l b e s c h e i n i g u n g auf
G r u n d z w i s c h e n s t a a t l i c h e r Ü b e r -

e i n k o m m e n

(1) Sofern zwischenstaatliche Vereinbarungen
dies vorsehen, ist anzuordnen, daß die Waren
von einer Kontrollbescheinigung begleitet sein
müssen.



39. Stück — Ausgegeben am 17. Mai 1967 — Nr. 161 1145

(2) Eine Kontrollbescheinigung im Sinne des
Abs. 1 ist eine Bescheinigung, die

a) von einer mit der Ausfuhrkontrolle beauf-
tragten ausländischen Dienststelle ausge-
stellt ist,

b) die Qualitätsklasse und die sonstigen der
Kennzeichnung dienenden Angaben an-
führt und

c) die Bestätigung enthält, daß die Ware nach
den Vorschriften des ausführenden Staates
zum Zeitpunkte der Kontrolle den Quali-
tätsnormen der angegebenen Qualitäts-
klasse entsprochen hat.

(3) Die ausländischen Dienststellen im Sinne
des Abs. 2 lit. a sind, soweit sie nicht bereits in
einer zwischenstaatlichen Vereinbarung verlaut-
bart worden sind, durch Verordnung festzustel-
len.

(4) Wurden in der zwischenstaatlichen Verein-
barung die Qualitätsklassen und Qualitäts-
normen gegenseitig anerkannt, so sind nach
Maßgabe dieser Vereinbarung die angegebenen
Qualitätsklassen des Auslandes den entsprechen-
den Klassen im Sinne dieses Bundesgesetzes
gleichzusetzen.

(5) Nähere Vorschriften über die Form, den
Inhalt und die Gültigkeitsdauer der Kontrolle
sind unter Bedachtnahme auf Verpflichtungen
aus zwischenstaatlichen Vereinbarungen durch
Verordnung zu erlassen.

(6) Sehen zwischenstaatliche Vereinbarungen
bei der Ausfuhrkontrolle von Waren gegenseitig
die Anwesenheit eines Kontrollorgans im
Staatsgebiet des anderen Vertragspartners vor,
so hat das Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft bestimmte Kontrollorgane mit
der Durchführung dieser Kontrollaufgaben im
Auslande zu betrauen. Das Bundesministerium
für Land- und Forstwirtschaft hat das beauf-
tragte Kontrollorgan dem anderen Vertrags-
partner namhaft zu machen.

§ 15. K o n t r o l l b e s c h e i n i g u n g e n
u n d K o n t r o l l m a r k e n in d e r E i n -
f u h r a u s S t a a t e n , m i t w e l c h e n
k e i n e z w i s c h e n s t a a t l i c h e n V e r -
e i n b a r u n g e n g e t r o f f e n w o r d e n

s i n d

(1) Für die Einfuhrkontrolle von Waren aus
Staaten, mit denen keine zwischenstaatlichen
Vereinbarungen über die gegenseitige Anerken-
nung von Qualitätsklassen und Qualitätsnormen
abgeschlossen wurden, gelten die nachfolgenden
Bestimmungen.

(2) Insofern für bestimmte Waren Quälitäts-
klassen eingeführt worden sind, dürfen solche
Waren, soweit sie gemäß § 11 Abs. 3 der Ein-
fuhrkontrolle unterliegen, zur Einfuhr aus

einem bestimmten Staat nur zugelassen werden,
wenn die Kontrollbescheinigungen des Ausfuhr-
staates gemäß Abs. 3 anerkannt und die Waren
von einer Kontrollbescheinigung begleitet sind.

(3) Die Kontrollbescheinigungen eines be-
stimmten Staates können anerkannt werden,
wenn eine einheitliche Auslegung und Anwen-
dung der Qualitätsnormen im Inlande nicht be-
einträchtigt wird. Die Anerkennung ist für be-
stimmte Waren durch Verordnung auszuspre-
chen. § 14 Abs. 5 ist anzuwenden.

(4) Die Voraussetzungen für die Anerkennung
des Inhaltes einer Kontrollbescheinigung im
Sinne des Abs. 3 liegen vor, wenn die Bescheini-
gung

a) von einer mit der Ausfuhrkontrolle beauf-
tragten Dienststelle des Ausfuhrstaates aus-
gestellt ist; diese Dienststellen sind in der
Verordnung gemäß Abs. 3 zu verlaut-
baren;

b) die Qualitätsklasse und die sonstigen der
Kennzeichnung dienenden Angaben an-
führt und

c) die Bestätigung enthält, daß die Ware zum
Zeitpunkte der Kontrolle den Qualitäts-
normen dieses Bundesgesetzes entsprochen
hat.

(5) In der Verordnung gemäß Abs. 3 kann,
wenn die Qualitätsklassen und Qualitätsnormen
des Ausfuhrstaates jenen nach diesem Bundesge-
setz gleich oder zumindest gleichwertig sind, an-
geordnet werden, daß an Stelle der Bestätigung
im Sinne des Abs. 4 lit. c eine Bestätigung des
Inhaltes treten kann, daß die Ware im Zeit-
punkte der Kontrolle den Vorschriften über die
Qualitätsnormen des ausführenden Staates ent-
sprochen hat.

(6) Durch Verordnung kann ferner angeordnet
werden, daß an Stelle der Kontrollbescheinigung
die Warenbezeichnung auf dem Packstück mit
einer amtlichen Kontrollmarke treten kann,
wenn hieraus eine ungünstige Beeinflussung des
Wettbewerbes am Inlandsmarkt nicht zu be-
fürchten ist. Die Kontrollmarke hat die mit der
Ausfuhrkontrolle beauftragte Dienststelle des
ausführenden Staates erkennen zu lassen. Sie ist
neben jener Stelle auf dem Packstück anzubrin-
gen, an der die Qualitätsklasse der im Packstück
enthaltenen Ware angegeben ist.

(7) Zur Vermeidung von Versorgungsschwie-
rigkeiten kann schließlich durch Verordnung an-
geordnet werden, daß die Einfuhr von ganzen
Tieren, Tierhälften, Tiervierteln sowie von Ge-
flügel und Eiern, soweit diese Waren nicht von
einer Kontrollbescheinigung begleitet oder nicht
gekennzeichnet sind und aus Staaten stammen,
mit denen keine zwischenstaatlichen Verein-
barungen getroffen worden sind, mit Bewilligung
des Bundesministeriums für Land- und Forst-
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wirtschaft zulässig ist. Die Bewilligung ist mit
der Auflage zu erteilen, daß die Kennzeichnung
am Inlandsbestimmungsort vom Importeur
nachgeholt wird. Diese Bewilligung tritt an Stelle
des Freigabescheines im Sinne des § 16 Abs. 3.

§ 16. K o n t r o l l v o r g a n g

(1) Das Kontrollorgan ist berechtigt, anläßlich
der Einfuhr vor Abfertigung der Ware zum
freien Verkehr durch die Zollbehörde oder im
Falle einer Bewilligung im Sinne des § 13 Abs. 2
lit. d nach der Zollabfertigung am Bestimmungs-
ort die Ware auf ihre Qualität zu untersuchen
und in die Begleitpapiere Einsicht zu nehmen.
Das Vorliegen einer Kontrollbescheinigung steht
einer Nachprüfung der Ware, ob sie der ange-
führten Klasse entspricht, nicht entgegen. Das
Kontrollorgan ist ferner berechtigt, die Pack-
stücke in der erforderlichen Anzahl zu öffnen
oder öffnen zu lassen und unentgeltlich Proben
zur Kost zu entnehmen.

(2) Der Verfügungsberechtigte hat die Waren
so darzulegen, daß die Kontrolle unbehindert
vorgenommen werden kann, insbesondere hat
er die erforderlichen Handleistungen, wie das
Öffnen, Abwiegen und Verschließen der Pack-
stücke, nach Anweisung des Kontrollorgans auf
eigene Kosten und Gefahr zu besorgen. Wenn
zur Verrichtung von Handleistungen Hilfskräfte
amtlich bestellt sind, hat sich der Verfügungs-
berechtigte ausschließlich ihrer Dienste zu bedie-
nen.

(3) Bei anstandslosem Ergebnis der Kontrolle
hat das Kontrollorgan eine Bescheinigung auszu-
stellen, in der bestätigt wird, daß die Einfuhr
nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
zulässig ist (Freigabeschein). Der Freigabeschein
ist dem frachtrechtlich Verfügungsberechtigten
auszufolgen. Er ist eine für die beantragte Zoll-
abfertigung erforderliche Voraussetzung gemäß
§ 52 Abs. 4 des Zollgesetzes 1955. Er ist den Be-
förderungspapieren beizugeben.

(4) Ist das Kontrollorgan der Auffassung, daß
die Voraussetzungen für die Zulassung zur Ein-
fuhr nicht gegeben sind, so hat es dies, soweit
nicht § 17 Anwendung findet, dem Bundesmini-
sterium für Land- und Forstwirtschaft unter Ab-
gabe eines Gutachtens zu melden. Das Bundes-
ministerium für Land- und Forstwirtschaft hat
über die Zulässigkeit der Einfuhr durch Bescheid
zu entscheiden.

§ 17. V e r f a h r e n b e i V o r l i e g e n v o n
b e h e b b a r e n M ä n g e l n

(1) Ergibt die Einfuhrkontrolle, daß die
Waren nicht den Angaben der Kontrollbescheini-
gung oder auf der Verpackung entsprechen, so ist
die Einfuhr nur zulässig, wenn diese Mängel
durch Vorkehrungen gemäß Abs. 2 beseitigt
werden.

(2) Die Einfuhr ist zulässig, wenn
a) der beanstandete Teil der Partie entfernt

und die Ware neu eingestuft wird oder
b) die Ware in eine niedrigere Klasse einge-

stuft wird, deren Einfuhr zugelassen ist.

(3) Liegen behebbare Mängel im Sinne des
Abs. 2 vor, so hat das Kontrollorgan den Ver-
fügungsberechtigten unverzüglich zur Behebung
der Mängel aufzufordern und hiefür eine ange-
messene Frist zu setzen. Beseitigt der Verfü-
gungsberechtigte fristgemäß die beanstandeten
Mängel, so hat das Kontrollorgan den Freigabe-
schein auszustellen.

(4) Verstreicht die Frist ungenützt oder glaubt
der Verfügungsberechtigte, daß die Beanstan-
dungen zu Unrecht bestehen, oder lehnt der
Verfügungsberechtigte aus sonstigen Gründen
die Beseitigung der Mängel ab, so hat das Kon-
trollorgan hierüber dem Bundesministerium für
Land- und Forstwirtschaft zu berichten. Dieses
hat über die Zulässigkeit der Einfuhr durch Be-
scheid zu entscheiden. In diesem ist, wenn die
Beanstandungen als zu Recht bestehend erkannt
werden, zur Beseitigung der Mängel eine neue
angemessene Frist zu setzen.

(5) Ist eine Neueinstufung im Sinne des Abs. 2
nicht möglich, so ist die Ware zur Einfuhr nur
dann zuzulassen, wenn sie einer anderen Ver-
wendung zugeführt werden kann und der Ein-
fuhr zu solcher Verwendung andere gesetzliche
Bestimmungen nicht entgegenstehen.

(6) Liegt ein Fall des Abs. 5 vor, so hat das
Kontrollorgan unverzüglich hierüber dem Bun-
desministerium für Land- und Forstwirtschaft
zu berichten. Dieses hat, wenn es zur Entschei-
dung über die Einfuhr auch nach den anderen
gesetzlichen Vorschriften zuständig ist, über die
Zulässigkeit der Einfuhr nach Maßgabe dieser
Vorschriften zu entscheiden. Fällt die Entschei-
dung hierüber in die Zuständigkeit einer anderen
Behörde, so hat das Bundesministerium für
Land- und Forstwirtschaft in dem zu erlassenden
Bescheid nur darüber abzusprechen, ob die Ein-
fuhr nach diesem Bundesgesetz zulässig ist.

(7) Sofern in zwischenstaatlichen Verein-
barungen die Gegenseitigkeit vereinbart wurde,
ist durch Verordnung anzuordnen, daß

a) im Falle einer Beanstandung die Ergeb-
nisse der Kontrolluntersuchung über den
Zustand der Ware oder die festgestellten
Mängel bestimmten Stellen des ausführen-
den Staates mitgeteilt werden und

b) auf Wunsch dieser Stellen eine Über-
prüfung der Ware unter Beiziehung eines
fachlichen Organs, das vom ausführenden
Staat namhaft gemacht wird, stattfinden
kann.
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§ 18. A u s f u h r k o n t r o l l e

(1) Die Ausfuhrkontrolle im Sinne dieses Bun-
desgesetzes hat die Aufgabe, auf Grund der
Überprüfung der Ware, die für die Ausfuhr be-
stimmt ist, festzustellen, ob sie den Anforderun-
gen dieses Bundesgesetzes hinsichtlich Qualitäts-
klassen und Qualitätsnormen entspricht. Bei an-
standslosem Ergebnis hat das Kontrollorgan
hierüber eine Bescheinigung (Ausfuhrbescheini-
gung oder Kontrollbescheinigung) auszustellen.

(2) Die Form, der nähere Inhalt und die
Gültigkeitsdauer der Ausfuhrbescheinigung sind
durch Verordnung zu regeln.

(3) Weichen die Qualitätsklassen oder Quali-
tätsnormen des Bestimmungslandes von jenen
nach diesem Bundesgesetz ab, so ist bei der Über-
prüfung und Ausstellung der Ausfuhrbescheini-
gung hierauf Bedacht zu nehmen.

(4) Sind Abweichungen im Sinne des Abs. 3
Voraussetzung für die Zulässigkeit der Einfuhr
in das Bestimmungsland, so sind diese Abwei-
chungen durch Verordnung festzustellen.

§ 19. K o n t r o l l v e r f a h r e n a n l ä ß l i c h
d e r A u s f u h r

(1) Die Ausfuhrkontrolle hat der Inhaber des
ausführenden Betriebes zu beantragen. Der An-
trag hat die für die Identifizierung der Ware und
ordnungsgemäße Durchführung der Kontrolle
erforderlichen Angaben zu enthalten.

(2) Die Ausfuhrkontrolle ist vor dem Versand
(beim Verpacken oder Verladen) durchzuführen.
Die Bestimmungen des § 17 Abs. 2 bis 4 sind
sinngemäß anzuwenden.

(3) Der Antragsteller hat dem Kontrollorgan
jede zur Durchführung einer ordnungsgemäßen
Kontrolle erforderliche Hilfe zu leisten oder
für eine solche Hilfeleistung vorzusorgen. Das
Kontrollorgan ist auch berechtigt, Proben zur
Kost unentgeltlich zu entnehmen.

(4) Kommt der Antragsteller den Verpflich-
tungen gemäß Abs. 3 nicht nach, gilt der Antrag
als zurückgezogen.

(5) Bei anstandslosem Ergebnis hat das Kon-
trollorgan die Ausfuhrbescheinigung auszustellen.
Sie ist den Frachtpapieren anzuschließen.

(6) Ergibt die Ausfuhrkontrolle, daß die Ware
den Anforderungen im Sinne des § 18 Abs. 1
oder 3 nicht entspricht, so hat das Bundes-
ministerium für Land- und Forstwirtschaft durch
Bescheid die Ausfuhrbescheinigung zu versagen.

§ 20. K o n t r o l l g e b ü h r e n

(1) Für die Durchführung der Ein- und Aus-
fuhrkontrolle haben

bei der Einfuhr: der Absender und Empfänger
als Gesamtschuldner,

bei der Ausfuhr: derjenige, der sich um die
Ausfuhrbescheinigung bewirbt,

eine Gebühr zu entrichten (Kontrollgebühr).

(2) Die Höhe der Kontrollgebühren ist durch
Verordnung in einem Gebührentarif zu regeln.
Die Kontrollgebühren sind nach Art und Dauer
der Amtshandlung, dem Arbeitsaufwand sowie
der Art und Menge der Ware zu bemessen.

B. Inlandskontrolle

§ 21. I n l a n d s k o n t r o l l e

(1) Soweit nicht die Bestimmungen über die
Kontrolle der Ein- und Ausfuhr anzuwenden
sind, steht die Überwachung der Einhaltung der
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes den Behör-
den der allgemeinen staatlichen Verwaltung, in
erster Instanz der Bezirksverwaltungsbehörde, zu
(Inlandskontrolle).

(2) Die Bezirksverwaltungsbehörden haben
sich bei der Überwachung fachlich befähigter Per-
sonen zu bedienen. Sie haben Vorsorge zu treffen,
daß ihnen solche zur Überwachung, insbesondere
bei Erhebungen an Ort und Stelle, in hinreichen-
dem Ausmaß zur Verfügung stehen.

(3) Fachlich befähigte Personen im Sinne des
Abs. 2 sind Personen, die die fachliche Befähigung
im Sinne des § 12 Abs. 3 nachweisen können.

(4) Das Bundeisministerium für Land- und
Forstwirtschaft kann nach Anhörung des Landes-
hauptmannes für ein Bundesland oder für Teile
hievon zur Durchführung auch der Inlands-
kontrolle besondere Bundesorgane bestellen,
wenn deren Bestellung für größere Konsum-
zentren oder Gebiete mit größerem Anfall von
für den Markt bestimmten Qualitätserzeugnissen
im Interesse einer reibungslosen und vereinheit-
lichten Kontrolle liegt.

(5) Die gemäß Abs. 4 bestellten Organe umer-
stehen dem Weisungsrecht des Landeshaupt-
mannes. Ihre örtliche Zuständigkeit hat das
Bundesministerium für Land- und Forstwirt-
schaft jeweils durch Verordnung festzulegen.

§ 22. W e i t e r e V o r s c h r i f t e n ü b e r
d i e I n l a n d s k o n t r o l l e

(1) Inhaber von Betrieben, in denen Erzeug-
nisse in Verkehr gebracht werden, für die Quali-
tätsklassen eingeführt worden sind, sind ver-
pflichtet, den Kontrollorganen, soweit dies zur
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Kontrolle erforderlich ist, während der Betriebs-
zeiten das Betreten der Betriebsräume zu ge-
statten, die zur Kontrolle notwendigen Aus-
künfte zu erteilen und in die einschlägigen Un-
terlagen (Rechnungen, Lieferscheine, Korrespon-
denzen) Einsicht nehmen zu lassen. Sie sind auch
verpflichtet, den Anordnungen der Kontroll-
organe bezüglich Aufstellung der zu kontrol-
lierenden Erzeugnisse oder Öffnung der Pack-
stücke Folge zu leisten und die hiefür erforder-
lichen Arbeitskräfte auf ihre Kosten beizustellen.

(2) Die Betriebsinhaber sind ferner verpflichtet,
auf Verlangen des Kontrollorgans anläßlich der
Inlandskontrolle Proben zur Kost unentgeltlich
auszufolgen.

C. Gemeinsame Bestimmungen über die
Kontrolle

§ 23. E n t n a h m e v o n P r o b e n zu
U n t e r s u c h u n g s z w e c k e n

(1) Bei bestimmten Waren, zu deren Über-
prüfung Untersuchungen erforderlich sind, deren
technische Durchführung an Ort und Stelle nicht
möglich ist, ist das Kontrollorgan sowohl bei der
der Ein- und Ausfuhr- als auch der Inlandskon-
trolle berechtigt, Proben zur Untersuchung zu
entnehmen. Die Waren im Sinne des vorstehen-
den Satzes sind durch Verordnung festzulegen.

(2) Die entnommene Probe ist in zwei gleich-
artige Probenteile zu teilen, von denen jeder
nach zweckdienlicher Verpackung oder sonstiger
Sicherung der Identität und Beschaffenheit der
Ware mit dem amtlichen Siegel und der Unter-
schrift der Partei zu versehen ist. Ein Probenteil
ist der Partei amtlich versiegelt zu Beweiszwecken
zurückzulassen. Der andere Probenteil dient der
amtlichen Untersuchung. Von der Bereitstellung
einer Parteienprobe kann abgesehen werden,
wenn die verfügbare Warenmenge nur für die
amtliche Untersuchung ausreicht oder wenn die
Partei nicht unverzüglich einen geeigneten Be-
hälter zur Verfügung stellt.

(3) Über jede entnommene Probe ist der Partei
eine Empfangsbestätigung auszufolgen.

(4) Für die anläßlich der Einfuhr- oder der
Inlandskontrolle entnommene und in amtliche
Verwahrung genommene Hälfte der Probe hat
der Bund eine Entschädigung zu leisten, deren
Höhe bei Proben anläßlich der Einfuhr durch das
Bundesministerium für Land- und Forstwirt-
schaft, anläßlich der Inlandskontrolle durch die
Bezirksverwaltungsbehörde bestimmt wird. Die

Entschädigung ist in der Höhe des Gestehungs-
preises, höchstens jedoch des Verkaufspreises am
Ort und zur Zeit der Probeentnahme, festzu-
stellen. Sie entfällt, wenn

a) bei Beanstandungen anläßlich der Einfuhr
diese rechtskräftig untersagt,

b) die Einfuhr nur unter den Voraussetzungen
gemäß § 17 Abs. 2 oder 5 zugelassen,

c) bei Beanstandungen anläßlich der Inlands-
kontrolle eine Verwaltungsstrafe rechts-
kräftig verhängt wurde, ferner

d) sie den Betrag von 50 S nicht übersteigt.

(5) Die Entschädigung ist, wenn sie nicht
gemäß Abs. 4 letzter Satz zu entfallen hat, nach
Abschluß des Verfahrens der Partei von Amts
wegen zu überweisen.

§ 24. H e r a n z i e h u n g v o n S a c h v e r -
s t ä n d i g e n i m V e r f a h r e n

Das Kontrollorgan, das die Proben entnommen
hat, sowie jene Personen, die mit der Unter-
suchung oder Begutachtung einer beanstandeten
Ware amtlich befaßt waren, und — falb diese
einer Untersuchungsanstalt angehören — der
Leiter der Untersuchungsanstalt dürfen bei
sonstiger Nichtigkeit nicht zu Sachverständigen
in einem über die Beschaffenheit dieser Ware
durchzuführenden Verfahren bestellt werden.

§ 25. N ä h e r e V o r s c h r i f t e n ü b e r d i e
K o n t r o l l e

(1) Bei der Durchführung der Kontrolle hat
die Überprüfung eine solche Menge von Waren
zu erfassen und sich auf solche Kontrollhandlun-
gen zu beschränken, die unumgänglich notwendig
sind, um ein sicheres Urteil darüber zu ermög-
lichen, ob die Waren den Vorschriften dieses
Bundesgesetzes entsprechen.

(2) Der nähere Vorgang der Kontrolle ist
unter Beachtung der Bestimmungen des Abs. 1
durch Verordnung zu regeln. Insbesondere sind
nähere Bestimmungen zu treffen über

a) die Menge der Packstücke, die zur Über-
prüfung zu öffnen oder auszupacken sind,

b) den Vorgang bei der Entnahme von Proben
zur Untersuchung,

c) deren Aufbewahrung, Sicherung, Bezeich-
nung und

d) den technischen Vorgang bei der Unter-
suchung.
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IV. Straf- und Schlußbestimmungen

§ 26. S t r a f b e s t i m m u n g e n

(1) Wer Waren entgegen den Bestimmungen
a) des § 9 und der hierauf ergangenen Ver-

ordnung nicht, mangelhaft oder unwahr
gekennzeichnet in Verkehr bringt,

b) der §§ 2 bis 8 und 10 und der auf Grund
dieser Bestimmungen ergangenen Verord-
nungen in Verkehr bringt,

c) des § 11 Abs. 3 einführt oder
d) des § 11 Abs. 4 ohne Ausfuhrbescheinigung

ausführt,

begeht eine Verwaltungsübertretung und ist,
sofern die Tat nicht nach anderen Rechtsvor-
schriften einer strengeren Strafe unterliegt, mit
einer Geldstrafe bis zu 30.000 S oder mit Arrest
bis zu sechs Wochen zu bestrafen.

(2) Wie nach Abs. 1 ist zu bestrafen, wer als
Betriebsinhaber den Bestimmungen des § 16
Abs. 2 und des § 22 zuwiderhandelt.

(3) Der Versuch ist strafbar.

(4) Wird mit einer Ware wiederholt eine Über-
tretung im Sinne des Abs. 1 begangen, so ist der
Verfall der Ware auszusprechen.

(5) Ist die Verfolgung oder Verurteilung einer
bestimmten Person nicht zulässig oder nicht aus-
führbar, so kann die gemäß Abs. 4 zulässige
Verfügung selbständig getroffen werden. Gegen
die Verfügung, die allen Parteien- bekannt-
zugeben ist, steht jeder Partei die Berufung zu.
Dieser kommt eine aufschiebende Wirkung nicht
zu.

§ 27. V e r h ä l t n i s zu a n d e r e n g e s e t z -
l i c h e n V o r s c h r i f t e n

(1) Wer den im § 26 angeführten Bestimmun-
gen zuwiderhandelt, kann, unbeschadet einer
Strafverfolgung, auf Unterlassung und bei Ver-
schulden auf Schadenersatz in Anspruch genom-
men werden. Der Anspruch kann nur im ordent-
lichen Rechtswege geltend gemacht werden. Die
Bestimmungen der §§ 14 bis 18 und 20 bis 28
des Bundesgesetzes vom 26. September 1923,
BGBl. Nr. 531, gegen den unlauteren Wett-
bewerb sind entsprechend anzuwenden.

(2) Wurden für Erzeugnisse Qualitätsklassen
eingeführt, so sind so lange und in dem Umfang,
als Verordnungen nach diesem Bundesgesetz in
Geltung stehen, die Bestimmungen der §§ 32
bis 37 des im Abs. 1 dritter Satz angeführten
Bundesgesetzes hinsichtlich dieser Erzeugnisse
nicht anzuwenden. Im übrigen bleiben dessen
Bestimmungen unberührt.

(3) Das Lebensmittelgesetz 1951 wird durch
dieses Bundesgesetz nicht berührt.

§ 28. V o l l z i e h u n g

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
betraut:

hinsichtlich
der Bestimmungen des § 27 Abs. 1 das Bun-

desministerium für Justiz,

der übrigen Bestimmungen das Bundes-
ministerium für Land- und Forstwirt-
schaft im Einvernehmen mit den Bundes-
ministerien für soziale Verwaltung und
für Handel, Gewerbe und Industrie,

jedoch hinsichtlich
der Bestimmungen der §§ 11 Abs. 5, 13

Abs. 1 zweiter Satz und Abs. 2 sowie 20
auch mit dem Bundesministerium für
Finanzen.

Jonas
Klaus Schleinzer Klecatsky
Rehor Schmitz Bock

Anlage

Landwirtschaftliche Erzeugnisse im Sinne des
§ 1 Abs. 3 sind (angeführt unter Verwendung
der Tarifnummer und Warenbezeichnung des
Zolltarifgesetzes 1958, BGBl. Nr. 74):
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1 6 2 . Bundesgesetz vom 12. April 1967, mit
dem das Berggesetz abgeändert wird (Berg-

gesetznovelle 1967)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Berggesetz, BGBl. Nr. 73/1954, wird wie
folgt abgeändert:

1. Im § 1 haben die Absatzbezeichnung „(1)"
und der zweite Absatz zu entfallen.

2. Im § 2 Abs. 1 lit. c ist der Punkt durch einen
Strichpunkt zu ersetzen; dem § 2 Abs. 1 ist als
lit. d anzufügen:

„d) Ölschiefer."

3. § 4 Abs. 1 hat zu lauten:

„§ 4. (1) Die bundeseigenen Mineralien sind:
a) Salz (Natriumchlorid) und alle anderen mit

diesem auf derselben Lagerstätte vorkom-
menden Salze sowie Solquellen;

b) Bitumen in festem, flüssigem und gasför-
migem Zustand."

4. Im § 5 Abs. 1 hat der erste Satz zu lauten:

„Die in den §§ 2, 3 und 4 nicht genannten
Mineralien kann der Grundeigentümer ohne Be-
willigung der Bergbehörde aufsuchen und gewin-
nen."

5. § 13 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Hat der Schürfer ein in den §§ 2, 3 und 4
genanntes Mineral erschürft, so hat er dies der
Bergbehörde unverzüglich anzuzeigen."

6. Im § 76 Abs. 2 hat der erste Satz zu lauten:

„Der Grundeigentümer (Abbauberechtigte)
kann die grundeigenen (§ 3) und die im § 5 be-
zeichneten Mineralien in einem selbständigen Be-
trieb gewinnen, darf aber hiebei, sofern das
öffentliche Interesse an der Gewinnung nicht
überwiegt, den Bergwerksbetrieb nicht hindern
oder wesentlich erschweren."

7. Nach § 131 ist ein § 131 a mit folgendem
Wortlaut einzufügen:

„§ 131 a. (1) Der Bund kann die Aufsuchung
und Gewinnung von Bitumen, sofern er sie nicht
selbst ausübt, natürlichen oder juristischen Per-
sonen, die über die notwendigen technischen und
finanziellen Mittel verfügen, gegen angemessenes
Entgelt überlassen. In diesem Fall ist vom Bun-
desministerium für Handel, Gewerbe und Indu-
strie im Einvernehmen mit dem Bundesministe-

rium für Finanzen nach den Bestimmungen des
Zivilrechts ein Vertrag abzuschließen, in dem die
Rechte und Pflichten bei der Aufsuchung und
Gewinnung von Bitumen festzusetzen sind.

(2) Über Streitigkeiten aus solchen Verträgen
entscheiden die ordentlichen Gerichte."

8. Im § 132 sind die Worte „Salz (Natrium-
chlorid), seiner Nebensalze und von Solquellen"
durch die Worte „bundeseigenen Mineralien"
zu ersetzen.

9. Dem § 136 Abs. 1 ist ein Satz mit folgendem
Wortlaut anzufügen:

„Bergwerksberechtigungen, die vor Inkrafttre-
ten des Bitumengesetzes, GBl. f. d. L. Ö.
Nr. 375/1938, oder auf Grund des § 5 dieses Ge-
setzes verliehen worden sind, berechtigen auch
zur ausschließlichen Gewinnung von Bitumen."

10. Nach § 151 Abs. 1 Z. 7 ist als Z. 7 a ein-
zufügen:

„7 a. das Bitumengesetz, GBl. f. d. L. Ö.
Nr. 375/1938;".

11. Im § 152 hat der dritte Absatz zu entfallen.

12. Im § 153 hat der zweite Satz zu lauten:

„Mit der Vollziehung der §§ 59 Abs. 2, 61
Abs. 3, 67 bis 70, 71 letzter Satz, 117 Abs. 2, 119,
120, 122 Abs. 2 und 3 sowie des § 131 a Abs. 2
ist das Bundesministerium für Justiz, mit der
Vollziehung des § 82 Abs. 2 letzter Satz das Buh-
desministerium für Verkehr und verstaatlichte
Unternehmungen, mit der Vollziehung des § 95
Abs. 2 letzter Satz das Bundesministerium für
Unterricht im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium für Handel, Gewerbe und Industrie,
mit der Vollziehung des § 131 a Abs. 1 das Bun-
desministerium für Handel, Gewerbe und Indu-
strie im Einvernehmen mit dem Bundesministe-
rium für Finanzen, mit der Vollziehung der
§§ 135 Abs. 3 und 149 das Bundesministerium für
Finanzen und mit der Vollziehung der §§ 143
bis 148 das Bundesministerium für Justiz im Ein-
vernehmen mit dem Bundesministerium für Han-
del, Gewerbe und Industrie betraut."

Artikel II

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind
die im § 153 des Berggesetzes in der Fassung des
vorstehenden Art. I angeführten Bundesministe-
rien nach Maßgabe der dort festgesetzten Wir-
kungsbereiche betraut.

Jonas
Klaus Bock Klecatsky
Piffl Schmitz Weiß
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1 6 3 .

Nachdem die Ergänzungen und Abänderungen der Satzung der Europäischen Gesellschaft für
die chemische Aufarbeitung bestrahlter Kernbrennstoffe (EUROCHEMIC), BGBl. Nr. 243/1959,
welche also lauten:

ERGÄNZUNGEN UND
ABÄNDERUNGEN DER
SATZUNG DER EUROPÄ-
ISCHEN GESELLSCHAFT
FÜR DIE CHEMISCHE

AUFARBEITUNG
BESTRAHLTER KERN-

BRENNSTOFFE
(EUROCHEMIC)

Artikel 4 a

Das Grundkapital wird er-
höht auf 21,5 Millionen Rech-
nungseinheiten der Europäi-
schen Zahlungsunion, zerlegt in
430 Aktien mit einem Nenn-
wert von je 50.000 Rechnungs-
einheiten. Die 30 neuen Aktien
(1,500.000) werden der Junta de
Energia Nuclear in Madrid zu-
geteilt.

Artikel 4 b

Das Grundkapital wird er-
höht auf 28,95 Millionen Rech-
nungseinheiten des Europäi-
schen Währungsabkommens,
zerlegt in 579 Aktien mit einem
Nennwert von je 50.000 Rech-
nungseinheiten. Die 149 neuen
Aktien, die sämtlich gezeichnet
sind, werden wie folgt verteilt:
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Die auf Grund dieses Artikels
der Regierung des Königreichs
Belgien zugeteilten Aktien wer-
den bei künftigen Beschlüssen
über die Deckung eines etwai-
gen Betriebsdefizits der Gesell-
schaft nicht berücksichtigt und
sind nicht gewinnberechtigt.

Artikel 4 c

Das Grundkapital wird er-
höht auf 35,75 Millionen Rech-
nungseinheiten des Europä-
ischen Währungsabkommens,
zerlegt in 712 Aktien mit einem
Nennwert von je 50.000 Rech-
nungseinheiten und 6 Aktien
mit einem Nennwert von je
25.000 Rechnungseinheiten.

Die neuen Aktien, nämlich
133 Aktien mit einem Nenn-
wert von 50.000 Rechnungsein-
heiten und 6 Aktien mit einem
Nennwert von 25.000 Rech-
nungseinheiten, die sämtlich ge-
zeichnet sind, werden wie folgt
verteilt:
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Artikel 18

Der Verwaltungsrat ist mit
der Führung der Geschäfte der
Gesellschaft betraut.

Der Verwaltungsrat besteht
aus 16 Mitgliedern. Diese sowie
ihre Stellvertreter werden ohne
Rücksicht auf ihre Staatsange-
hörigkeit von der Generalver-
sammlung bestellt. Je ein Ver-
treter der Europäischen Kern-
energie-Agentur und der Euro-
päischen Atomgemeinschaft
(EURATOM) nehmen an den
Sitzungen des Verwaltungsrates
in beratender Eigenschaft teil.

Aktionäre oder Aktionärs-
gruppen, die Aktien im Nenn-
wert von mindestens 5 v. H.
des ursprünglichen Grundkapi-
tals der Gesellschaft besitzen,
haben Anspruch auf je einen
Sitz im Verwaltungsrat; jeder
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derart Berechtigte schlägt der
Generalversammlung die Be-
stellung eines Verwaltungsrats-
mitglieds und eines Stellvertre-
ters vor.

Die Verwaltungsratsmitglie-
der und ihre Stellvertreter wer-
den auf drei Jahre bestellt.
Wiederbestellung ist zulässig.
Nach Ablauf der ersten drei
Jahre wird jedes Jahr ein
Drittel des Verwaltungsrates er-
neuert. Zu diesem Zweck wer-
den in der Sitzung der General-
versammlung, die auf den Ab-
lauf des dritten Rechnungs-
jahres der Gesellschaft folgt,
die Verwaltungsratsmitglieder,
die zum Ende des vierten und
fünften Rechnungsjahres der
Gesellschaft ausscheiden, durch
das Los bestimmt.

Alle Verwaltungsratsmitglie-
der haben gleiches Stimmrecht.

Artikel 21

Der Verwaltungsrat beschließt
über alle Angelegenheiten, die
nicht einem anderen Organ der
Gesellschaft zugewiesen sind.

Der Verwaltungsrat ist er-
mächtigt, die Führung der Ge-
schäfte der Gesellschaft ganz
oder teilweise einem oder
mehreren seiner Mitglieder oder
Dritten zu übertragen, die nicht
Verwaltungsratsmitglieder zu
sein brauchen. Er erläßt eine
Geschäftsordnung, in der die
Rechte und Pflichten des Ver-
waltungsrats, seiner Delegierten
und der Geschäftsleitung festge-
legt sind.

In dieser Geschäftsordnung,
die von der Generalversamm-
lung zu genehmigen ist, hat der
Verwaltungsrat seiner eigenen
Beschlußfassung folgendes vor-
zubehalten:

1. die Zusammensetzung der
Geschäftsleitung, die Festlegung
der Bedingungen für die Ein-
stellung und Abberufung ihrer
Mitglieder und die Annahme
ihres Rücktritts;

2. die Bestellung der Ver-
waltungsratsmitglieder, die im
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Namen der Gesellschaft zeich-
nungsberechtigt sind, sowie die
Erteilung des Zeichnungsrechts
an Personen, die dem Verwal-
tungsrat nicht angehören (Ge-
schäftsleiter, Prokuristen);

3. die Bestellung des Gene-
raldirektors der Gesellschaft;

4. die Aufnahme von An-
leihen jeder Art in dem durch
die Generalversammlung festge-
legten Rahmen;

5. den Abschluß von Ver-
trägen über die Aufarbeitung
bestrahlter Kernbrennstoffe
oder über die Zuteilung des
wiedergewonnenen besonderen
spaltbaren Materials;

6. den Abschluß von Ver-
trägen über Patente, über vor-
läufige Schutzrechte oder über
Gebrauchsmuster, die Eigentum
der Gesellschaft sind;

7. die notwendigen Ab-
machungen über die Ausübung
der Sicherheitskontrolle und
sämtliche Abmachungen mit der
Europäischen Kernenergie-Agen-
tur;

8. den Bau jedes neuen
Werkes durch die Gesellschaft
und die Festlegung seines Stand-
ortes sowie die Erweiterung
eines bestehenden Werkes zu
einer Großanlage;

9. die Aufstellung des Ge-
schäftsberichts, des Jahresbe-
richts an die Regierung der
Teilnehmerstaaten und der
Jahresbilanz sowie die Formu-
lierung der Vorschläge, die der
Generalversammlung vorzule-
gen sind.

Artikel 28

Die Buchführung der Gesell-
schaft wird durch einen von der
Generalversammlung auf drei
Jahre gewählten Ausschuß von
drei Abschlußprüfern geprüft,
deren Wiederwahl zulässig ist.
Ein Drittel der Ausschußmit-
glieder wird jedes Jahr neu ge-
wählt. Die Amtszeit der ersten
Abschlußprüfer wird durch Los
auf ein, zwei oder drei Jahre
festgelegt.
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Aktionäre oder Aktionärs-
gruppen, die 20 v. H. des
Grundkapitals vertreten, kön-
nen die Bestellung je eines wei-
teren Abschlußprüfers verlan-
gen.

Die Abschlußprüfer haben
insbesondere die Aufgabe, zu
prüfen, ob die Bilanz sowie die
Gewinn- und Verlustrechnung
mit den Geschäftsbüchern über-
einstimmen, ob letztere ord-
nungsgemäß geführt sind und
ob das ausgewiesene Gesell-
schaftsvermögen und die ausge-
wiesenen Ergebnisse des Finanz-
gebarens der Gesellschaft den
Bestimmungen entsprechen, die
für die Gesellschaft gemäß Ar-
tikel 1 maßgebend sind.

Zur Durchführung ihrer Auf-
gabe sind die Abschlußprüfer
berechtigt, die Geschäftsbücher
der Gesellschaft und alle
Buchungsbelege einzusehen. Die
Bilanz und die Gewinn- und
Verlustrechnung müssen ihnen
mindestens dreißig Tage vor
dem Zusammentritt der Gene-
ralversammlung vorgelegt wer-
den.

Sie erstatten der Generalver-
sammlung, die über den Ge-
schäftsabschluß zu befinden hat,
einen schriftlichen Bericht nebst
ihren Vorschlägen.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten haben, erklärt der Bundespräsident
diese für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich ihre gewissenhafte Erfüllung.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen und vom Bundesminister für
Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich
versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 16. März 1967

Der Bundespräsident:
Jonas

Der Bundeskanzler:
Klaus

Der Bundesminister für Finanzen:
Schmitz

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Toncic

Klaus


